
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN STADTRATSFRAKTION ·Rathaus · 84028 Landshut 

An den 

Stadtrat der Stadt Landshut 

Rathaus 

84028 Landshut 

Landshut, 23. März 2017 

Antrag 
Keine Änderung des Kommunalwahlrechtes 

Stadtratsfraktion 

Rathaus 
Altstadt 315, 84028 Landshut 
Tel. :+49 (871) 88 1790 

Fax:+49 (871) 88 1789 

fraktion.gruene@Landshut.de 

Der Stadtrat der Stadt Landshut fordert den Bayerischen Gesetzgeber auf, im Gesetz über die Wahl 
der Gemeinderäte, der Bürgermeister, der Kreistage und der Landräte (Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetz GLKrWG) (bei Bezirkstagen im Bezirkswahlgesetz) das bisherige 
Sitzzuteilungsverfahren nach Hare-Niemeyer beizubehalten. 

Begründung: 

Im Jahr 2010 hat der Bayerische Landtag für Wahlen auf kommunaler Ebene das 

Sitzungszuteilungsverfahren nach d'Hondt einstimmig abgeschafft und durch das Hare-Niemeyer­

Verfahren ersetzt. Aus gutem Grund, denn das Verfahren nach d'Hondt verzerrt die Sitzzuteilung 
systemat isch zugunsten großer und zu Lasten kleiner Parteien. Diese Verzerrung kann für große 
Parteien zu mehreren zusätzlichen Mandaten führen , was einer Sitzzuteilung proportional zum 
Stimmenverhältnis fundamental widerspricht. 

Für Landtagswahlen war das d'Hondtsche Verfahren daher schon frühe r vom Verfassungsgericht 
untersagt und in der Folge durch Hare-Niemeyer ersetzt worden, bei Kommunalwahlen wurde es 
vom Verfassungsgericht als gerade noch verfassungsgemäß bezeichnet. Bei Gremien, deren 
Gesamtgröße schon vorher feststeht, also bei allen kommuna len Gremien, ist das Hare-Niemeyer­

Verfahren mathematisch genau. Es gibt keine systematischen Verzerrungen, weder für kleine noch 

für große Parteien. Deshalb gibt es auch keinen aus demokratischer Sicht nachvollziehbaren Grund, 
Hare-Niemeyer wieder abzuschaffen und durch d'Hondt zu ersetzen. 

Ministerpräsident Seehofer hat die Pläne der CSU-Landtagsfraktion mit Recht als politisch 
verantwortungslos bezeichnet. 

gez. Stefan Gruber 
Fraktionsvorsitzender 

www.gruene-fraktion-la.de 



17. Wahlperiode 

Änderungsantrag 
der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Gudrun Bren­
del-Fischer, Karl Freller, Ingrid Heckner, Josef Zell­
meier, Petra Guttenberger, Dr. Florian Herrmann, 
Norbert Dünkel, Alexander Flierl, Max Gibis, Jür­
gen W. Heike, Bernd Kränzle, Manfred Ländner, 
Otto Lederer, Ludwig Freiherr von Lerchenfeld, An­
dreas Lorenz, Dr. Hans Reichhart, Dr. Franz Rie­
ger, Andreas Schalk, Karl Straub, Peter Tomasch­
ko, Manuel Westphal, Mechthilde Wittmann CSU 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände­
rung des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes 
und anderer Gesetze 
(Drs. 17/14651) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. § 1 Nr. 14 Buchst. b wird wie folgt gefasst: 

„b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) 1Bei der Verteilung der Sitze auf die 
Wahlvorschläge werden die Gesamtstimmen­
zahlen, die für die einzelnen Wahlvorschläge 
festgestellt worden sind, nacheinander so lan­
ge durch 1, 2, 3, 4 usw. geteilt, bis so viele 
Höchstteilungszahlen ermittelt sind , wie Sitze 
zu vergeben sind. 2 Jedem Wahlvorsch lag wird 
dabei der Reihe nach so oft ein Sitz ange­
rechnet, wie er jeweils die höchste Teilungs­
zahl aufweist. 3Bei gleichem Anspruch mehre­
rer Wahlvorschläge auf einen Sitz fä llt dieser 
dem Wahlvorschlag zu , dessen in Betracht 
kommende sich bewerbende Person die grö­
ßere Stimmenzahl aufweist; sonst entscheidet 
das Los."" 

2. Nach § 6 wird folgender § 7 eingefügt: 

„§ 7 
Änderung des Bezirkswahlgesetzes 

Das Bezirkswahlgesetz (BezWG) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 12. Februar 2003 
(GVBI. S. 144, BayRS 2021-3-1), das zuletzt durch 
§ 2 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes vom 23. Februar 
2015 (GVBI. S. 18) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
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1. Art. 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „in 
der jeweils geltenden Fassung" gestri­
chen. 

b) Nr. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe ,,42 Abs. 1 bis" wird durch 
die Angabe „42 Abs. 1," ersetzt. 

bb) Es werden die folgenden Sätze ange­
fügt: 

„An Stelle des Art. 42 Abs. 2 gilt die 
Regelung, dass die Gesamtstimmen­
zahlen eines jeden Wahlkreisvor­
schlags nacheinander so lange durch 
1, 2, 3, 4 usw. geteilt werden, bis so 
viele Höchstzahlen ermittelt sind, wie 
Sitze zu vergeben sind. Jedem Wahl­
kreisvorsch lag wird dabei der Reihe 
nach so oft ein Sitz angerechnet, wie 
er jeweils die höchste Tei lungszahl 
aufweist." 

2. In Art. 6 werden die Wörter „in der jeweils gel­
tenden Fassung" gestrichen und die Wörter 
.den Wahlvorschlag" durch die Wörter .dem 
Wahlvorschlag" ersetzt. 

3. Der bisherige§ 7 wird § 8. 

Begründung: 

Zu Nr. 1 

Die auf die Bewerber entfallenden Sitze bei der Wahl 
von Gemeinderatsmitgliedern, Kreisräten und Bezirks­
räte werden gegenwärtig nach dem Sitzzuteilungsver­
fahren nach Hare-Niemeyer (Hamilton-Verfahren) er­
mittelt. 

Das Verfahren nach Hare-Niemeyer bildet zwar den 
Wählerwillen hinsichtlich kleinerer Parteien und Wäh­
lergruppen tendenziell besser ab, kann aber unter 
Umständen dazu führen , dass auch Parteien und 
Wählergruppen Sitze erhalten, die nur sehr wenige 
Stimmen auf sich vereinigen konnten. Damit besteht 
gerade bei einem weiteren Erstarken populistischer 
Parteien die Gefahr der Zersplitterung der entspre­
chenden Gremien mit der Folge, dass deren Arbeit 
über Gebühr erschwert wird . 

Drucksachen Plenarprolokolle sowie die Tagesordnungen der VOiiversammiung und der Ausschusse smd 1m Internet unter www bayern landtag de - Dokumente abrufllar. D.e aktue"e 
S(zungsubersichl stehe unter ww•·1 bayem landtag de - Aktuelles/S~zungen zur Verfügung 



Seite 2 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache 17 /1 5827 

Das d'Hondt'sche Höchstzahlverfahren ist ein von der 
Rechtsprechung als verfassungsmäßig angesehenes 
Berechnungsverfahren (vgl. z.B. VerfGH 14, 17, 47, 
184 = BayVBI 1994, 716; VerfGH 46, 201 = BayVBI 
1993, 591; BVerfGE 79, 169), das geeignet ist, einer 
möglichen Zersplitterung der kommunalen Gremien 
vorzubeugen. 

Zu Nr. 2 
1. a) Redaktionelle Anpassung. Auch ohne aus­

drücklichen Hinweis wird auf die jeweils gel­
tende Fassung verwiesen. 

b) Siehe oben zu Nr. 1. 

2. Redaktionelle Anpassung. Im Übrigen siehe oben 
1. a). 


